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W
o ist Mark Zuckerberg? Diese
Frage konnte man sich in jüngs-

ter Zeit häufiger stellen. Zum Beispiel
auf der Digitalkonferenz „South by
Southwest“ in Austin. Hier wurde un-
gewohnt kritisch über die amerikani-
schen Internetgiganten diskutiert, al-
len voran über Zuckerbergs soziales
Netzwerk Facebook. Es ging um ihre
Anfälligkeit für politisch motivierte
Falschnachrichten und Hasskommen-
tare, ihre Marktdominanz und um die
Frage, was ihre Produkte mit dem Ge-
mütszustand ihrer Nutzer machen.
Aber diese Debatten fanden ohne den
Facebook-Chef statt. Genauso wie
auch unlängst die Anhörungen vor
dem amerikanischen Kongress über
Manipulationen von Facebook und an-
deren Internetdiensten durch Russ-
land vor den Präsidentschaftswahlen.
Hier schickte Zuckerberg seinen Chef-
juristen vor. Der Facebook-Mitgrün-
der wirkt seltsam entrückt. Es hat den
Anschein, er meide öffentliche Diskus-
sionen, die unangenehm werden könn-
ten. Dabei besteht Erklärungsbedarf,
wie der am Wochenende bekanntge-
wordene Missbrauch von Facebook-
Daten durch das Softwarehaus Cam-
bridge Analytica zeigt, das im Wahl-
kampf für Donald Trump arbeitete.
Zuckerberg weckt mit seiner Zurück-
haltung Zweifel an der Glaubwürdig-
keit seiner Versprechungen, Facebook
radikal verändern zu wollen.

Zuckerberg hat in den vergangenen
Monaten zwei Ankündigungen ge-
macht, die imponierend selbstlos klin-
gen. Er versprach erst, er wolle so viel
in die Bekämpfung von Missbrauch
auf Facebook investieren, dass dies zu
Lasten der Gewinne gehen werde.
Dann gab er bekannt, das soziale Netz-
werk so umzubauen, dass es persönli-
cher wird und der Kommunikation
mit Freunden und Familie Priorität
gibt anstatt passiv konsumierter Inhal-
te wie Medienberichte. Auch das be-
schrieb er als potentiell geschäftsschä-
digend, denn er sagte, nach seiner Er-
wartung würden Nutzer dadurch weni-
ger Zeit auf Facebook verbringen. Die
Botschaft: Facebook will eine positive
Kraft sein, und dieser Vorgabe werden
wirtschaftliche Interessen untergeord-
net. Das setzt die im Silicon Valley üb-
liche Weltverbesserungsrhetorik noch
einmal um eine Stufe höher.

Wie ernst meint es Zuckerberg?
Dies zu beurteilen ist schwierig, weil
er sich in die Debatte um Facebook
nur aus sicherer Distanz einbringt. An-
statt sich Diskussionen zu stellen, ver-
lautbart er, und was von ihm nach au-
ßen dringt, ist meist inszeniert. Er ver-
fasst selbstkritische Einträge auf sei-
nem Facebook-Profil, in denen er
über notwendige Veränderungen des
Netzwerks spricht, aber das ersetzt kei-
nen Dialog, der ihm Antworten auf
herausfordernde Fragen abverlangt.
Als er 2017 die amerikanische Provinz
bereiste und dabei Bauernhöfe und
Kirchen besuchte, beschrieb er das als
eine Art Empathie-Aktion, die ihn

mit vielen Menschen ins Gespräch
bringen sollte, aber die Tour wurde
auf Facebook so professionell doku-
mentiert, dass sie gekünstelt wirkte
und nach Eigenmarketing aussah. Er
nimmt zwar an vierteljährlichen Tele-
fonkonferenzen mit Analysten teil,
aber von diesem Publikum muss er kei-
ne allzu kniffligen Fragen zu Face-
books Schattenseiten erwarten.

Vielleicht ist es Selbstschutz für Zu-
ckerberg, in der Deckung zu bleiben.
Schließlich macht er mit spontanen öf-
fentlichen Äußerungen bisweilen eine
unglückliche Figur, etwa als er kurz
nach den Wahlen sagte, er halte es für
eine „ziemlich verrückte Idee“, dass

Falschmeldungen in seinem Netzwerk
das Ergebnis beeinflusst hätten. Aber
solange er seine Versprechungen, eine
bessere Facebook-Welt schaffen zu
wollen, nicht mit Leben füllt, bleiben
seine Ankündigungen hohl. Außer-
dem weckt Facebooks Geschichte
Zweifel an der Authentizität des ver-
meintlichen Kulturwandels. In ermü-
dender Regelmäßigkeit sah sich das
Unternehmen gezwungen, öffentliche
Entschuldigungen auszusprechen,
etwa wegen seines Umgangs mit Nut-
zerdaten, nur um bald Gegenstand ei-
ner neuen Kontroverse zu werden.
Das folgt der Tradition des Silicon Val-
ley, lieber hinterher um Verzeihung zu
bitten als vorher um Erlaubnis zu fra-
gen. Erst kürzlich wurde Facebook so-
gar von einem seiner früheren Top-
manager in Verlegenheit gebracht, der
sagte, das Netzwerk sei von Anfang an
so konzipiert worden, dass es seine
Nutzer abhängig macht.

In den gegenwärtigen Debatten
steht Facebook keineswegs allein am
Pranger, sie betreffen auch Unterneh-
men wie Twitter oder Google. Aber
als mit Abstand größtes soziales Netz-
werk mit mehr als zwei Milliarden Nut-
zern auf der Welt hat Facebook eine
besondere Verantwortung. Google ist
immerhin zugutezuhalten, dass die
Vorstandschefin seiner ebenfalls we-
gen fragwürdiger Inhalte in Verruf ge-
kommenen Videoseite Youtube auf
der Konferenz in Austin auftrat. Sie
war unter dem Spitzenpersonal aus
dem Silicon Valley eine Ausnahme.
Und die Veranstaltung hat gezeigt,
dass die Diskussionen um die Verant-
wortung der Internetbranche mit im-
mer größerer Vehemenz geführt wer-
den, egal ob sich die Unternehmen
daran beteiligen oder nicht. Tun Mark
Zuckerberg und andere Unterneh-
mensführer das nicht, verpassen sie
eine Chance, die Stimmung zu beein-
flussen, die sich gerade gegen sie zu
wenden scheint.

D
eutschland hat ein ernstes Inte-
grationsproblem. Dieses betrifft

zum einen, ganz allgemein, mehrere
Millionen Hartz-IV-Bezieher, die seit
Jahren entweder erwerbslos sind oder
ihre Sozialleistungen allenfalls durch
Minijobs aufstocken. Zum anderen be-
trifft dieses Problem in zugespitzter
Form beinahe eine Million Flüchtlin-
ge und Migranten, die seit 2015 neu
ins Hartz-IV-System gekommen sind.
Dennoch leistet sich das Land gerade
eine Armuts- und Sozialstaatsdebatte,
die darauf hinausläuft, sein Integra-
tionsproblem zu verschärfen.

Denn was wäre die Folge der popu-
lären Forderung, auf die gefühlte Aus-
breitung von Armut mit beschleunig-
ten Hartz-IV-Erhöhungen zu reagie-
ren? Für viele, die vom Sozialstaat le-
ben, würde es sich noch weniger loh-
nen, ihren Lebensunterhalt mit Arbeit
zu bestreiten. Zugleich würde der
Kreis der im Rechtssinne Bedürftigen
noch größer – immer mehr Arbeitneh-
merhaushalte, die sich bisher selbst-
verständlich zur Mittelschicht zählen,
würden mit ihren Verdiensten vom
steigenden Hartz-IV-Niveau überholt.

Schon heute müssen Arbeitnehmer
mindestens 2540 Euro Bruttolohn er-
zielen, um eine vierköpfige Familie
ähnlich zu ernähren, wie es der Sozial-

staat erwerbslosen Eltern mit zwei Kin-
dern ermöglicht. Tatsächlich ist die
Hartz-IV-Familie noch finanziell im
Vorteil, da sie keine Rundfunkgebüh-
ren zahlt und keine Mieterhöhung
fürchten muss – auch darum kümmert
sich der Staat. Ein Zugbegleiter der
Deutschen Bahn, ja sogar der Zugchef,
bleibt da mit seinem Salär auf der Stre-
cke. Spätestens wenn das dritte Kind
kommt, ist die mit Hartz IV definierte
Messlatte häufig unerreichbar. Denn
anders als der sozialrechtlich festgeleg-
te Grundbedarf ist der Lohn nicht an
die Kinderzahl gekoppelt. (Und kann
es nicht sein, weil ja „gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“ gelten soll.)

Umso ernster wird die Integrations-
aufgabe, die mit Abertausenden
Flüchtlingsfamilien zu lösen ist. Denn
auch das zeigt die Hartz-IV-Statistik:
Während es insgesamt weniger Bedürf-
tige gibt, steigt die Zahl der Hartz-IV-
Familien mit vielen Kindern seit 2015
kräftig an. Wie aber sollen Eltern, die
bisher mangels Berufs- und Sprach-
kenntnissen oft allenfalls Hilfsjobs ma-
chen können, je den Einstieg in regulä-
re Arbeit finden, wenn die Messlatte
ein Bruttolohn von mehr als 3300
Euro ist? Ein erster Schritt liegt indes
auf der Hand: Sozialpolitiker sollten
nicht so tun, als würden Kriegsflücht-
linge ins Elend stürzen, wenn sie zu
den heutigen Hartz-IV-Sätzen in
Deutschland leben. Sie sollten sich fra-
gen, wie man Arbeit, Ausbildung und
Aufstieg lohnend macht.

dc. BERLIN, 18. März. Fachleute nennen
es „Lohnabstandsgebot“, Angela Merkel
lieferte dazu jüngst die Übersetzung: „Wir
müssen immer darauf achten, dass derjeni-
ge, der arbeitet, mehr hat, als wenn er
nicht arbeiten würde“, sagte sie nach ihrer
Wiederwahl zur Kanzlerin in einem Fern-
sehinterview. Allerdings spricht einiges da-
gegen, dass der Sozialstaat sich an dieses
Gebot hält. Denn wer arbeitet, muss sich
in vielen Fällen heute sehr stark anstren-
gen, damit er ohne staatliche Stütze mehr
Einkommen als ein arbeitsloser Hartz-IV-
Bezieher hat. Das zeigen Berechnungen
die der Bund der Steuerzahler für die
F.A.Z. erstellt hat. Würden nun die Hartz-
Regelsätze erhöht, wie Sozialverbände for-
dern, wäre es noch schwerer, mit Arbeits-
lohn über Hartz-IV-Niveau zu kommen.

Wer eine vierköpfige Familie ernähren
will, braucht als Arbeitnehmer schon heu-
te mindestens 2540 Euro Bruttolohn im
Monat, um netto Hartz-IV-Niveau zu er-
reichen, zeigen die Berechnungen des
Steuerzahlerbundes. Für eine fünfköpfige
Familie sind dazu mindestens 3300 Euro
Bruttolohn erforderlich. Geht man von ei-
ner Arbeit mit 38-Stunden-Woche aus, be-
nötigen Alleinverdiener mit Partner und
zwei Kindern hierfür einen Stundenlohn
von mindestens 15,40 Euro, bei drei Kin-
dern sind sogar 20 Euro Stundenlohn nö-
tig. Laut Steuerzahlerbund werden der
vierköpfigen Familie monatlich 610 Euro
Sozialabgaben und Steuern abgezogen,
der fünfköpfigen Familie 972 Euro.

Grundlage dieser Berechnung ist eine
Übersicht des Bundessozialministeriums
zur Höhe der Hartz-IV-Leistungen. Ein
Haushalt aus zwei Erwachsenen und zwei
Kindern hat demnach Anspruch auf
durchschnittlich 1928 Euro im Monat als
sogenannten Regelbedarf. Der Betrag ent-
hält Geldleistungen von 1284 Euro für
den Lebensunterhalt, außerdem 644 Euro
für Miete und Heizung. Hierbei handelt
es sich um einen Mittelwert – die tatsäch-
lichen Wohnkosten sind regional unter-
schiedlich, da das Jobcenter stets eine an-
gemessene Wohnung bezahlt. In Mün-
chen erhalten Vier-Personen-Haushalte
mit Hartz IV dafür durchschnittlich 941
Euro, zeigen Daten der Arbeitsagentur.

Für eine Familie mit drei Kindern, die
Hartz IV bezieht, nennt das Ministerium
als Gesamtbetrag 2381 Euro – Geldleis-
tungen von 1600 Euro sowie 781 Euro
Wohnkosten. Für München weist die Ar-
beitsagentur 1055 Euro an Wohnkosten
für fünfköpfige Hartz-IV-Familien aus.
Demgegenüber ist die Messlatte des Lohn-
abstandsgebots für Haushalte ohne Kin-
der niedriger: Alleinstehende brauchen
930 Euro Bruttolohn, um auf das Hartz-
IV-Niveau von 737 Euro zu kommen (in
diesem Fall 416 Euro Regelsatz und 291

Euro Wohnkosten). Ein Ehepaar ohne
Kinder erreicht mit 1460 Euro brutto so-
wie Abzügen von 301 Euro im Monat das
ihm zustehende Hartz-IV-Niveau.

Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU)
hatte große Empörung ausgelöst mit seiner
Aussage, Hartz IV sei nicht Armut, son-
dern „die Antwort unserer Solidargemein-
schaft auf Armut“. Auch hatte er an die Be-
lastung der Steuerzahler erinnert. Seine
Kritiker fordern jedoch eine kräftige Erhö-
hung der Regelsätze. Der neue Sozialminis-
ter Hubertus Heil (SPD) kündigte am Sonn-
tag stattdessen ein Milliardenprogramm
für gemeinnützige Arbeit an, um Hartz-IV-
Bezieher zu beschäftigen: Er wolle Lang-
zeitarbeitslose „nicht von einer kurzfristi-
gen Maßnahme zur nächsten schubsen“,
sondern vier Milliarden Euro bereitstellen,
„um Menschen eine langfristige Perspekti-
ve auf einem sozialen Arbeitsmarkt anzu-
bieten“, sagte er der Funke-Mediengruppe.

Der Vergleich des Steuerzahlerbundes
bildet indes nicht einmal alle heutigen
Leistungen für Hartz-IV-Bezieher ab. So
werden außerdem fallweise Mehrbedarfe
bezahlt: Wer in der Wohnung elektrische
Durchlauferitzer hat, erhält ein monatli-
ches Duschgeld. Schwangere bekommen
von der 13. Woche an monatlich 64 Euro
Zuschlag. Zudem hilft das Amt, falls für
das Kind neue Wohnungsausstattung be-
nötigt wird oder ein Haushaltsmitglied or-
thopädische Schuhe trägt. Auch wenn die
Waschmaschine kaputtgeht, springt der
Staat fallweise ein. Den tatsächlich aner-
kannten Hartz-IV-Leistungsbedarf bezif-
fert die Bundesagentur für Paare mit zwei

Kindern auf 1957 Euro im Monat, für Paa-
re mit drei Kindern auf 2564 Euro.

Auch damit sind aber noch nicht alle
Leistungen erfasst. Beispiel Rundfunkge-
bühr: Wer Hartz IV bezieht, hat einen ge-
setzlichen Anspruch auf Gebührenbefrei-
ung, muss die derzeit 17,50 Euro im Mo-
nat nicht zahlen – wer von seiner Arbeit
lebt, aber sehr wohl. Ähnliches gilt, regio-
nal unterschiedlich, für Sozialtickets: Wer
Hartz IV bezieht, zahlt weniger für Bus
und Bahn oder fürs Schwimmbad. Wer
von seiner Arbeit lebt, zahlt mehr.

Belastbare Zahlen zum Wert dieser Ver-
günstigungen gibt es nicht. Der Vertei-
lungsforscher Andreas Peichl (Ifo-Insti-
tut) hat jedoch im Jahr 2010 das Gesamt-
volumen und die Verteilungswirkungen
solcher indirekten Sozialleistungen unter-
sucht. Ausgehend von den damaligen Er-
gebnissen, schätzt er den Durchschnitts-
wert solcher Vergünstigungen für Hartz-
IV-Bezieher heute auf rund 50 bis 100
Euro im Monat – pro Kopf. Entsprechen-
de Beträge kämen demnach zu den eigent-
lichen Hartz-IV-Leistungen noch hinzu.

Die Zahlen legen nahe, dass es sich für
Arbeitslose in vielen Fällen kaum finan-
ziell lohnt, reguläre Arbeit zu suchen. So-
lange sie nicht mit Stundenlöhnen von 15
oder 20 Euro einsteigen können, zahlt
sich der Arbeitsaufwand netto kaum aus –
vor allem, wenn es um mehr als einen Mi-
nijob geht, der kaum Abzüge von den Sozi-
alleistungen verursacht. Dies hat Ifo-For-
scher Peichl in jüngster Zeit eingehend un-
tersucht: Er hat geprüft, wie sich für Haus-
halte, die vom Sozialstaat leben, das Net-

toeinkommen ändert, wenn sie zusätzli-
chen Arbeitslohn erzielen. Das große Pro-
blem liegt dann darin, dass der zusätzli-
che Lohn nicht nur mit Abgaben und Steu-
ern belastet ist – ihnen werden dann über-
dies teils sehr abrupt Transferleistungen
gekürzt. Neben Hartz IV können das auch
Kinderzuschläge und Wohngeld sein – es
gilt also auch für Geringverdiener, die ne-
ben ihrem Lohn aufstockende Sozialleis-
tungen beziehen.

Besonders heftig trifft es Alleinerzie-
hende, wie Peichl zeigt: Hat eine Mutter
mit zwei Kindern bisher einen Brutto-
lohn von 1750 Euro, dann wird sie für zu-
sätzliche Anstrengungen bitter bestraft.
Falls sie ihren Arbeitslohn nicht schlagar-
tig um mehr als 1000 Euro im Monat stei-
gert, wird sich ihre finanzielle Lage ver-
schlechtern. Mit 1750 Euro Bruttolohn er-
reicht sie dank ergänzender Sozialleistun-
gen 2185 Euro netto. Mit 2500 Euro Brut-
tolohn hingegen bekommt sie nur noch
insgesamt rund 2050 Euro heraus. Erst
mit 2750 Euro Bruttolohn wird sie wieder
die 2185 Euro netto erreichen.

Die Zahl der Hartz-IV-Bezieher ist den-
noch seit Jahren stark gesunken, nur die
jüngste Migrationswelle hat den Rück-
gang gestoppt, wie die amtliche Statistik
zeigt: Im Jahr 2007 lebten 6 Millionen
Deutsche und 1,3 Millionen Ausländer
von Grundsicherung. 2013 waren es 5 Mil-
lionen Deutsche und 1,2 Millionen Aus-
länder. Ende 2017 sah es allerdings so
aus: 4,1 Millionen Hartz-IV-Bezieher wa-
ren Deutsche, 2,1 Millionen hatten einen
ausländischen Pass.

Facebooks Läuterungsshow
Von Roland Lindner

Die eigene Geschichte
des sozialen Netzwerks
weckt Zweifel am Willen
zum Kulturwandel.

Auf der Strecke geblieben
Von Dietrich Creutzburg

mwe. BERLIN, 18. März. Der Chef des ge-
planten neuen Berliner Flughafens BER,
Engelbert Lütke Daldrup, hat die Luft-
hansa scharf für die Aussage kritisiert,
das Großprojekt werde nach der jahrelan-
gen Pannenserie abgerissen und müsse
neu gebaut werden. Die Äußerung „kann
ich nur als Unsinn bezeichnen“, sagte
Lütke Daldrup am Sonntag im Gespräch
mit der F.A.Z. Er kritisierte die Lufthan-
sa dafür, sich in Berlin zu wenig zu enga-
gieren. Die größte deutsche Fluggesell-
schaft habe sogar ihr Versprechen gebro-
chen, die Direktverbindung von Berlin
nach New York dauerhaft anzubieten.

Anlass für die Kritik des Flughafen-
chefs war eine Äußerung des Lufthansa-
Vorstands Thorsten Dirks, der auch für
Eurowings zuständig ist, den Billigflieger
der Lufthansa. Wie die Frankfurter Allge-
meine Sonntagszeitung berichtete, hatte
Dirks am Freitag vor Managern auf ei-
nem Unternehmertag am Tegernsee ge-
sagt: „Meine Prognose ist: Das Ding wird
abgerissen und neu gebaut.“ Die Lufthan-
sa hatte das Zitat nicht dementiert, son-
dern von einer „zugespitzten“ Äußerung
gesprochen, die demonstrieren solle, wie
groß die Probleme am BER seien.

Die Lufthansa habe dort für die ur-
sprüngliche Eröffnung geplant, nun müs-
se sie „alles umbauen“, hatte Dirks ge-
sagt. Er wisse nicht, wie das gehen solle.
Die Eröffnung des BER war ursprünglich
für das Jahr 2012 vorgesehen und wurde
seitdem mehrfach verschoben. Im vergan-
genen Jahr hatte Lütke Daldrup den Ok-
tober 2020 als neuen Eröffnungstermin
genannt.

Er zeigte sich nun im Gespräch über-
zeugt davon, dass der Lufthansa-Vor-
stand nicht wisse, wovon er rede. „Der
Vorstand der Lufthansa ist herzlich einge-
laden, sich einen persönlichen Eindruck
auf dem BER zu verschaffen. Die Bauvor-
haben befinden sich in der abschließen-
den Phase der Mängelbeseitigung“, sagte
der Vorsitzende der Geschäftsführung
der Flughafengesellschaft Berlin-Bran-
denburg. Im Übrigen sei er überzeugt,
dass die Aussage nicht die Haltung der
Lufthansa als Unternehmen wiedergebe.
„Der Vorstandsvorsitzende der Lufthan-
sa, Carsten Spohr, hat mir versichert, dass
die überspitzte Äußerung von Herrn
Dirks keinesfalls wörtlich zu nehmen ist.
Die Lufthansa plädiert nicht für einen Ab-
riss des BER“, sagte Lütke Daldrup.

Der Flughafenchef warf der Lufthansa
im Gegenzug mangelndes Interesse am
Standort Berlin vor. „Die größte deutsche
Fluggesellschaft sollte sich in der deut-
schen Hauptstadt stärker engagieren.“
Das sei nicht nur im Interesse der Bevölke-
rung, sondern auch der stark wachsenden
Wirtschaft in der Region. Der Luftver-
kehr in Berlin und Brandenburg habe Po-
tential, der BER werde dafür attraktive
Voraussetzungen schaffen. Politik und
Wirtschaft in Berlin und die Gesellschaf-
ter – es sind die Länder Berlin und Bran-
denburg sowie der Bund – hätten sich klar
hinter das Projekt und den neuen Eröff-
nungstermin gestellt. „Das erwarte ich
auch von der Lufthansa an ihrem Grün-
dungsstandort.“ Vor allem im Langstre-
ckenbereich habe die Lufthansa in Berlin
noch große Aufgaben vor sich.

Lütke Daldrup kritisierte ausdrücklich
die jüngste Entscheidung der Lufthansa,
nicht mehr von Berlin nach New York zu
fliegen. „Die kurzfristige Entscheidung
der Lufthansa, die Direktverbindung von
Berlin nach New York nach kurzer Zeit
wieder einzustellen, hat uns überrascht.
Wir sehen diese Entscheidung sehr kri-
tisch, zumal zwei amerikanische Flugge-
sellschaften diese Verbindung erfolgreich
betreiben.“ Delta Airlines und United Air-
lines bieten die Verbindung an. Die Luft-
hansa hatte zugesagt, die Verbindung
nach der Insolvenz von Air Berlin zu über-

nehmen, aber diese Entscheidung wider-
rufen. Seit längerer Zeit wird schon festge-
stellt, dass sich andere Anbieter wie etwa
der Billigflieger Easyjet in Berlin am
Standort Tegel weitaus dynamischer ent-
wickeln als die Lufthansa. Der Konzern
habe derzeit zu wenig Crews und Maschi-
nen, um den Flugbetrieb in Berlin wie ge-
plant durchzuführen, heißt es in der Bran-
che. Lufthansa dagegen hatte selbst kürz-
lich von einer Überkapazität von 110 Pro-
zent gesprochen.

Der Vorsitzende der Geschäftsführung
wandte sich auch gegen die jüngste Kritik
am Ausbau von 750 Monitoren für Flug-
gastinformationen am BER, die Mehrkos-
ten von 500 000 Euro bedeuteten. Dass
Monitore sieben Jahren nach dem Errei-
chen ihrer Lebensdauer ausgetauscht wür-
den, sei „ein normaler Vorgang“, sagte er.
Monitore, die noch brauchbar seien, wür-
den auf den Flughäfen Tegel und Schöne-
feld als Reserve eingesetzt.

Lütke Daldrup ist derzeit damit be-
schäftigt, Zweifel am neuen Eröffnungs-
datum zu zerstreuen. Zudem bemüht er
sich, verschiedene diskutierte Alternativ-
pläne abzuwehren, wie etwa einen Weiter-
betrieb des Flughafens Tegel über die be-
schlossenen sechs Monate nach Eröff-
nung des BER hinaus. Nach der Eröff-
nung soll Tegel binnen 14 Tagen komplett
auf den neuen Flughafen umziehen. Der
Eröffnungstermin im Herbst 2020 sei ver-
lässlich, sagte der Flughafenchef. Er sei
von zahlreichen Experten geprüft und es
seien ausreichende zeitliche Puffer be-
rücksichtigt worden. „Ich bin mir sicher,
dass wir den Flughafen im Oktober 2020
eröffnen werden“, sagte Lütke Daldrup.

Hartz IV lohnt sich oft mehr als Arbeit

„Lufthansa sollte sich in Berlin stärker engagieren“
Berliner Flughafenchef bezeichnet Äußerung über Abriss des BER als „Unsinn“

Wer eine vierköpfige
Familie hat und arbeitet,
kommt erst bei 15,40
Euro Stundenlohn auf
Hartz-Niveau. Das
zeigen neue Daten.
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Was Hartz-IV-Bezieher

bekommen

Was Arbeitnehmer dafür

verdienen müssen

Regelbedarf und Wohnkosten
je Monat

Regelbedarf Partner 1

Regelbedarf Partner 2

Regelbedarf Kind 1 (15 Jahre)

Regelbedarf Kind 2 (12 Jahre)

Regelbedarf Kind 3 (4 Jahre)

Wohnen, Heizen

Regelbedarf Partner 1

Regelbedarf Partner 2

Regelbedarf Kind 1 (12 Jahre)

Regelbedarf Partner 1

Regelbedarf Partner 2

Wohnen, Heizen

Regelbedarf Kind 2 (4 Jahre)

Wohnen, Heizen

374 €

374 €

316 €

296 €

240 €

781 €

374 €

374 €

296 €

374 €

374 €

412 €

240 €

644 €

3300 €

–917 €

2540 €

–610 €

1460 €

–301 €

Paar ohne Kinder

Paar mit zwei Kindern

Paar mit drei Kindern

Bruttoverdienst

Abzüge (Abgaben, Steuern)

Bruttoverdienst

Abzüge (Abgaben, Steuern)

Bruttoverdienst

Abzüge (Abgaben, Steuern)

Paar ohne Kinder

Gesamt Nettoverdienst

Gesamt Nettoverdienst

Gesamt

1160 €

1928 €

2381 €

1159 €

1930 €

2383 €Nettoverdienst

Paar mit zwei Kindern

Monatslohn
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